
EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser,

vor 50 Jahren hat der Thinktank „Club 
of Rome“ mit seiner Studie „Die Gren-
zen des Wachstums“ die Umweltdebat-
te angestoßen. Die Studie wurde seit-
her viel zitiert, weniger beachtet und 
hatte kaum durchschlagende Folgen. 
Das Ergebnis: Der Klimawandel mit 
seinen schädlichen Auswirkungen ist 
immer schwieriger aufzuhalten. Nach 
dem heißen und trockenen Sommer 
folgt nun ein heißer Herbst. Der aller-
dings hat andere Themen: Wie mit der 
kriegsbedingten Energiekrise und den 
horrenden Preissteigerungen für Hei-
zung und Lebenshaltung fertig werden?

Jetzt hat der „Club of Rome“ einen 
neuen Report vorgelegt, in dem er den 
Zusammenhang zwischen den ver-
schiedenen Krisen, zwischen der öko-
logischen und der sozialen Frage dar-
legt und Lösungsvorschläge macht. 
Ein „Weiter so wie bisher“ werde zu 
katastrophalen Zuständen auf der Welt 
führen. Fünf Kehrtwenden seien nötig, 
die laut Bericht in der Frankfurter 
Rundschau vom 31. August 2022 so 
aussehen: „Erstens die Überwindung 
der Armut durch eine Reform des 
internationalen Finanzsystems, um 
so drei bis vier Milliarden Menschen 
aus der Armut zu holen. Zweitens die 
Verringerung der Ungleichheit, indem 
sichergestellt wird, dass die reichsten 
zehn Prozent maximal nicht mehr als 
40 Prozent des Nationaleinkommens 
erhalten. Drittens die Umstellung von 
fossiler auf saubere Energie, um bis 
2050 Netto-Null-Emissionen zu errei-
chen. Viertens die Stärkung der Stel-
lung der Frauen, um bis 2050 volle 
Gleichstellung der Geschlechter zu er-
reichen. Und fünftens die Umstellung 
der Nahrungsmittelproduktion.“

Diese Ziele sind so formuliert, dass 
sie von gutwilligen Regierungen ange-
strebt werden könnten. Aber ohne eine 
Änderung im Bewusstsein relevanter 
Teile der Gesellschaft, ohne Mobili-
sierung zu Aktionen im Angesicht der 
Gefahr wird sich davon wenig umset-
zen lassen. Notwendig wären nämlich 
nichts weniger als ein Bruch mit der 
kapitalistischen Verwertungslogik und 
entschiedene Schritte hin zu einer 
Wirtschaftsdemokratie. 

Mit den besten Grüßen
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Renaissance
der Atomkraft?

von Gerd Bedszent

„Vor dem Atommeiler / Vor dem Reaktor 
/ Steht ein Geigerzähler / Ein nackter 
Mann davor.“  (Wolfgang Neuss)

In der Geschichte der Menschheit gibt 
es wissenschaftlich-technische Innovati-
onen, die höchst widersprüchlich zu be-

werten sind. Ohne die Entdeckung ionisie-
render Strahlung im Jahr 1896 durch den 
französischen Physiker Henri Becquerel 
(1852-1908) wäre es beispielsweise nie 
zur Röntgendiagnostik in der Medizin ge-
kommen. Auch spielen zerstörungsfreie Un-
tersuchungen mittels elektromagnetischer 
Wellen mittlerweile eine bedeutende Rolle 
in nicht wenigen anderen Fachgebieten. Die 
anfangs bedenkenlose Anwendung dieser 
Technologie in der Medizin, bevor dann der 
volle Umfang schädigender Wirkungen von 
Strahlen auf den menschlichen Organismus 
erkannt wurde, kostete allerdings nicht we-
nigen Medizinern und zahlreichen ihrer Pati-
enten das Leben. 

Ungeachtet dieses längst bekannten Wis-
sens rief die Entdeckung der Kernspaltung 
und der daraus möglichen Energieerzeu-
gung mittels Atomreaktoren in der Mitte 
des 20. Jahrhunderts eine kaum gebremste 
Euphorie hervor. Der Weg in die Atomkraft 
könne der gesamten Menschheit Glück und 
Wohlstand bescheren – so wurde es da-
mals auch von nicht wenigen Vertretern der 
sozialistischen Linken verkündet. Nach der 
ersten kontrollierten Kernspaltung im Jahr 
1942 in den USA unternahmen demzufolge 
zahlreiche Staaten Anstrengungen zur Rea-
lisierung eines Atomprogramms. Die erste 
Inbetriebnahme eines stromerzeugenden 
Reaktors samt dauerhafter Einspeisung ins 
Netz erfolgte Anfang der 1950er Jahre in 
der damaligen Sowjetunion. Nach Angaben 
der internationalen Atomenergiekommissi-
on sind derzeit 440 Reaktoren im Betrieb; 

hinzukommen noch 53 Reaktoren, die sich 
noch im Bau befinden. Die Mehrheit von 
ihnen befindet sich in stationären Kraftwer-
ken. Es gibt jedoch auch einige Reaktoren 
auf Schiffen, in U-Booten und in Raumfahr-
zeugen.

Dass beim Betreiben von Atomreaktoren 
ionisierende Strahlung freigesetzt wird, die 
die Gesundheit beteiligter oder auch nur in 
der Nähe befindlicher Menschen bzw. die 
ihrer Nachkommenschaft irreparabel schä-
digt, ist eine längst bekannte Tatsache. 
Auch, dass durch Schädigung des Erbgutes 
ihrer Eltern nicht selten noch ungeborene 
Kinder zu den Strahlenopfern zählen. Seit 
den ersten Unfällen gelten zwar beim Betrei-
ben von Atomreaktoren strenge Sicherheits-
bestimmungen. Ungeachtet dessen fanden 
zwischen 1940 und 2010 insgesamt 34 als 
„schwer“ eingestufte Unfälle statt – in den 
USA, in der Sowjetunion bzw. Russland, in 
Großbritannien, in Japan, in Kanada, in der 
Schweiz, in der CSSR, in Frankreich, in Ar-
gentinien und in Belgien. Als die schlimms-
ten dieser Unfälle zählen die Katastrophen 
von Tschernobyl im Jahr 1986 und die von 
Fukushima im Jahr 2011.

Bei der Reaktorkatastrophe von Tscher-
nobyl starben an den Folgen akuter Ver-
strahlung offiziell etwa 50 Menschen. Etwa 
116.000 Einwohner im Bereich von 30 Ki-
lometern um das havarierte Atomkraftwerk 
herum wurden evakuiert. Die von erhöhter 
Radioaktivität betroffene Region war je-
doch wesentlich größer und erstreckte sich 
über das Territorium mehrerer Staaten. Die 
Gesamtzahl der Krebstoten als Folge der 
Katastrophe ist umstritten und dürfte sich 
mindestens auf mehrere Tausend belaufen. 
Bei der Reaktorkatastrophe von Fukushima 
wurden zwischen 100.-150.000 Einwohner 
aus dem Bereich um das havarierte Atom-
kraftwerk herum evakuiert. Die Gesamtzahl 
der Todesopfer als Folge der Katastrophe 



ist ebenfalls umstritten, dürfte sich aber 
in jedem Fall auf mehrere Hundert belau-
fen. Große Teile Japans und des umlie-
genden Meeresgebietes wiesen damals 
vorübergehend eine stark erhöhte Radio- 
aktivität auf.

Von Befürwortern der Atomkraft wird 
nach jedem Reaktorunfall gebetsmüh-
lenartig erklärt, man habe daraus 
gelernt und werde alle möglichen An-
strengungen unternehmen, dass sich 
so etwas nicht wiederholen könne. 
Ausgeblendet wird dabei, dass es eine 
hundertprozentig sichere Technik nicht 
gibt und auch theoretisch nicht geben 
kann. Man kann zwar ein Gefahrenpo-
tential minimieren, aber nie vollständig 
ausschalten.

Außer der permanenten Gefahr weiterer 
Reaktorkatastrophen ist in diesem Zu-
sammenhang das ungelöste und theo-
retisch auch nicht befriedigend lösbare 
Problem radioaktiver Abfälle (Atommüll) 
zu erwähnen. Diese entstehen zum Teil 
bei der bergbaumäßigen Gewinnung von 
Uran, zum Teil  beim Abriss stillgelegter 
Atomkraftwerke, in geringerem Umfang 
auch beim laufenden Betrieb atomarer 
Anlagen. Diese Abfälle müssen bis zum 
vollständigen Abklingen auf das Maß na-
türlicher Radioaktivität sicher gelagert 
werden. Die voraussichtliche Dauer die-
ser Lagerung ist sehr unterschiedlich 
und hängt von der Höhe der anfänglich 
gemessenen Radioaktivität ab. Derzeit 
dürfte nach Schätzungen weltweit eine 
Menge von über einer Million Tonnen ra-
dioaktiven Abfalls in diversen Zwischen-
lagern vor sich hin strahlen. Es gibt 
derzeit weltweit nur ein zugelassenes 
Endlager für hochradioaktiven Abfall. 
Dieses liegt in Finnland und ist für eine 
eher geringe Menge von strahlendem 
Müll ausgelegt.

Auch kann nicht oft genug daran erin-
nert werden: Die erstmalige Anwendung 
des Energieträgers Atomkraft geschah 
in Gestalt eines Massenvernichtungsmit-
tels. Zur von den deutschen Nazis ange-
strebten Entwicklung einer Atombombe 
kam es zwar nicht. Die von US-ameri-
kanischen Militärs getätigten Atombom-
benabwürfe auf die japanischen Städte 
Hiroshima und Nagasaki töteten aber 
geschätzt 100.000 Menschen sofort 
– eine wesentlich größere Anzahl Men-
schen erlag in den Folgemonaten und 
-jahren ihren Verbrennungen und Verlet-
zungen infolge radioaktiver Strahlung. 
Fast alle Toten und Verletzten waren 

japanische Zivilisten oder aber koreani-
sche Zwangsarbeiter.

Bei diesen beiden Atombombenabwür-
fen blieb es dann zwar angesichts des 
weltweiten Entsetzens glücklicherweise 
bis heute. Die Menschheit schrammte 
aber mehrmals haarscharf an einem 
Atomkrieg vorbei. Die von wirtschaftlich 
und politisch führenden Mächten ange-
legten Atombombenarsenale erwiesen 
sich dann auch noch als tickende Zeit-
bomben. Russische Generäle setzten in 
den 1990er Jahren mehrfach Hilferufe 
ab: Infolge neoliberaler Sparorgien stün-
den ihnen nicht mehr genügend Mittel 
zur Verfügung, die aus der Zeit des Kal-
ten Krieges stammenden Arsenale zu 
warten. Wenig bekannt ist auch, dass 
im Februar 1992 in unmittelbarer Nähe 
der russischen Hoheitsgewässer ein 
US-amerikanisches Atom-U-Boot mit ei-
nem russischen Atom-U-Boot kollidierte 
– beide Kriegsschiffe überstanden zum 
Glück den Zusammenstoß. 

Erinnert werden sollte in diesem Zu-
sammenhang auch an die Beinahe-Kata- 
strophe beim Untergang des russischen 
Atom-U-Bootes K-141 „Kursk“. Das ra-
ketenbestückte Kriegsschiff havarierte 
im August 2000 bei einem Manöver im 
Nordpolarmeer und sank. Da Russland 
sich mit den anderen Anrainerstaaten 
nicht zeitnah auf effektive Rettungs-
maßnahmen einigen konnte, kamen alle 
118 Seeleute ums Leben. Das Wrack 
mit den Reaktoren wurde dann zwar im 
Oktober 2001 geborgen. Bei anderen 
gesunkenen Atom-U-Booten gelang dies 
allerdings nicht; ihre Wacks liegen noch 
immer auf dem Grund verschiedener 
Ozeane und strahlen bis in alle Ewigkeit 
weiter. Und dass sich in der kriegsge-
schüttelten Ukraine jetzt russische und 
ukrainische Truppen auf dem Gelände 
des russisch besetzten Atomkraftwerks 
Saporischschja gegenseitig beschie-
ßen, lässt für unser aller Zukunft Schlim-
mes vermuten.

Von Befürwortern der Atomkraft wird 
häufig auf das Beispiel Frankreich ver-
wiesen. Unser Nachbarland betreibt 
derzeit 56 Atomreaktoren, bezieht aus 
diesen 72 Prozent der produzierten 
Energie und versorgt zudem mehrere 
Nachbarländer mit vergleichsweise bil-
ligem Strom. Wenig thematisiert wird 
in diesem Zusammenhang, dass diese 
vergleichsweise niedrigen Preise auf 
versteckter oder auch ganz offener 
staatlicher Subventionierung beruhen, 

die angebliche Effizienz der Atomkraft 
also eine Mogelpackung ist. Beispiels-
weise wurden die nicht unbeträchtlichen 
Entwicklungskosten, welche den Bau 
von Reaktoren überhaupt erst ermög-
lichten, in der Zeit des Kalten Krieges 
vom Militär, also letztlich vom damali-
gen Steuerzahler getragen. 

Ebenso verhält es sich bei den derzeit 
überhaupt noch nicht abschätzbaren 
Entsorgungskosten für strahlenden Müll 
– diese werden langfristig gesehen ent-
weder in Gestalt staatlicher Subventio-
nierung oder in Gestalt irreparabler Um-
weltschäden bei der Bevölkerung hängen 
bleiben. Frankreichs Atomprogramm 
funktioniert zudem auf Grundlage von 
Uran-Importen aus repressiv regierten 
Billiglohnländern, welche zum Teil nur 
aufgrund der permanenten Anwesenheit 
französischer Truppen funktionieren. Als 
Beispiel sei hier der nordafrikanische 
Wüstenstaat Niger genannt – dieser 
zählt zu den weltweit zehn ärmsten Län-
dern, ist aber der fünftgrößte Exporteur 
von Uranerz. Über die Umweltstandards 
in solchen Ländern muss hier nichts 
geschrieben werden – sie sind bekann-
termaßen äußerst niedrig. Beim Berg-
baugebiet im Norden von Niger liegt die 
Belastung durch ionisierende Strahlung 
nachweislich wesentlich über dem Nor-
malwert, die Sterblichkeitsrate deutlich 
über dem Landesdurchschnitt.

In den letzten Jahren musste ein großer 
Teil der französischen Atomkraftwerke 
aufgrund technischer Schäden und War-
tungsmängeln abgeschaltet werden – 
dies dürfte der Hauptgrund dafür sein, 
dass der französische Staatpräsident 
Macron von einer „Renaissance der 
Atomkraft“ schwadronierte. Die Kosten 
der plötzlich erforderlichen Investitionen 
in einen hochgradig gefährlichen Indus- 
triezweig werden dann wieder einmal 
vom Steuerzahler zu tragen sein. Ähnli-
ches wird sich dann wohl auch in Deutsch-
land abspielen – falls die Befürworter der 
Energiegewinnung aus Atomkraft sich 
angesichts des Wirtschaftskrieges mit 
Russland tatsächlich durchsetzen. Künf-
tige Generationen dürften eine solche 
„Energiewende“ mit Sicherheit als ver-
brecherisch einschätzen.

Literatur:
„ausgestrahlt, gemeinsam gegen 
Atomenergie“
www.ausgestrahlt.de



Der Kapitalismus trägt den Krieg in 
sich wie die Wolke den Regen“ – 
dies hatte der französische Sozi-

alist Jean Jaurès zur Warnung vor dem 
Ersten Weltkrieg gesagt. Gemeint war, 
dass die Mechanismen der Kapitalver-
wertung – Konkurrenz um Rohstoffe, 
Arbeitskräfte, Marktanteile, Absatz-
märkte und Gewinnmargen – früher 
oder später zwangsläufig zu Kämpfen 
und kriegerischen Auseinandersetzun-
gen um Einflusssphären, territoriale 
Ausdehnung von Staaten und koloniale 
Landnahme führen. Der Kapitalismus 
trete dann in sein imperialistisches Sta-
dium ein. In dem befinden wir uns noch. 

Vorbereitet und begleitet würden diese 
Auseinandersetzungen durch nationalis-
tische und rassistische Ideologien und 
die Produktion entsprechender Selbst- 
idealisierungen und Feindbilder: „Wir“ 
sind dann die Guten mit den besten Ab-
sichten und den höheren Werten. „Die“ 
sind die Bösen, Kulturlosen, im Zwei-
fel die Unmenschen. Und dies jeweils 
wechselseitig.

Ohne den völkerrechtlichen Unterschied 
zwischen Angreifer und Angegriffenem 
verwischen zu wollen, das Recht auf 
Selbstverteidigung zu bestreiten, die 
russischen Kriegsverbrechen zu relati-
vieren oder das Leid der ukrainischen 
Zivilbevölkerung zu missachten: Auch 
der Krieg in der Ukraine trägt, beson-
ders wenn man seine Vorgeschichte 
einbezieht, Züge eines imperialen Rin-
gens um Einflusszonen und Ressourcen 
– mit all den ideologischen Überhöhun-
gen, die dazugehören. Nicht nur auf 
Seiten Russlands, sondern ebenso auf 
Seiten der USA, die 2014 den prowest-
lichen Umsturz in der Ukraine förderten 
und sie gegen den Rat ihrer eigenen 
außenpolitischen „Realisten“ in die Nato 
zu integrieren beabsichtigten, um Russ-
land zu schwächen.

Auch im Ukrainekrieg haben, wie bei 
Kriegen unter kapitalistischen Bedin-
gungen immer, die Rüstungsindustrie 
und ihre Zulieferer etwas zu gewinnen. 
Der Aktienkurs von Rheinmetall, ei-

ner der größten deutschen Rüstungs-
schmieden, schoss seit Kriegsbeginn 
so in die Höhe, dass man den Konzern 
in Rheingold umbenennen könnte. Als 
Folge der gegen Russland verhängten 
Sanktionen und der Reaktionen darauf 
stiegen die Preise für Öl und Benzin so 
stark an, dass der Profit der Mineralöl-
konzerne explodierte. Bei den anschlie-
ßenden Preiserhöhungen für Güter des 
täglichen Bedarfs ist nicht sicher, ob 
die Situation nicht für spekulative „Mit-
nahmeeffekte“ ausgenutzt wurde und 
wird. Eine geplante „Gasumlage“, um 
die horrend wachsenden Energiekosten 

den Verbraucherinnen und Verbraucher 
in Rechnung zu stellen, entpuppte sich 
als ausgesprochen unsozial. Die Maß-
nahmen der Bundesregierung zur Kom-
pensation der Belastungen für Lohnab-
hängige und kleine Selbständige sind 
äußerst unzureichend. 

So wächst die Kluft zwischen Armut und 
Reichtum weiter und schneller – nicht 
nur in unserem Land, sondern, als Folge 
des Krieges und des ihn begleitenden 
Wirtschaftskrieges, auch international.

Das in der von der Regierung prokla-
mierten „Zeitenwende“ abrupt aufgeleg-

Krieg und Geschäft
von Reiner Diederich



te 100 Milliarden Euro teure Programm 
für die Aufrüstung der Bundeswehr ver-
schiebt die Gewichte staatlicher Inves-
titionen zugunsten des Militärischen. 
Schon lange notwendige Investitionen 
in die zum Teil marode zivile Infrastruk-
tur müssen zurückstehen. Zu erwarten 
und befürchten ist, dass die Kosten für 
die Hochrüstung in den nächsten Jah-
ren durch Einsparungen im Sozial- und 
Kulturbereich gedeckt werden sollen. 
Aufgrund der anhaltenden Blockade 
der FDP wird die Ampelkoalition wohl 
weder eine durchgreifende Steuer auf 
krisenbedingte Extraprofite noch einen 
Lastenausgleich mit höherer Besteue-
rung der Besserverdienenden, der Ver-
mögenden und reichen Erben zustande 
bringen. Obwohl mehr als Dreiviertel 
der Bundesbürgerinnen und Bundesbür-
ger die Verteilung von Einkommen und 
Vermögen für ungerecht halten.

Krieg ist nichts, was der Kapitalverwer-
tung entgegensteht. Der Nationalöko-
nom Joseph Schumpeter hat als Wesen 
des Kapitalismus die „schöpferische 
Zerstörung“ benannt. Altes zerstören 
und Neues wieder aufbauen, das ge-
neriert Gewinne, schafft und sichert Ar-
beitsplätze – durch alle kriegsbedingten 
Krisen hindurch. Auch die Hochrüstung 
wirkt in gewisser Weise wie ein Konjunk-
turprogramm, selbst wenn die produ-
zierten Güter der Vernichtung dienen.  

Es ist sicherlich kein Zufall, dass man 
sich jetzt wieder an eine Geschichte 
aus der europäischen Vergangenheit 
erinnert, die den Zusammenhang von 
Krieg und Geschäft in krassester Weise 
beleuchtet. Unter dem Titel „Gefallen, 
zermalmt und aufgelöst“ wurde in der 
F.A.Z. vom 18. August 2022 über sie 
berichtet.

Bis vor kurzem galt als Rätsel, was 
aus den sterblichen Überresten der 
mindestens 20.000 Gefallenen der 
Schlacht von Waterloo am 18. Juni 
1815 geworden ist. Nur ganze zwei 
Skelette wurden bei Ausgrabungen ge-
funden. An Erklärungen dafür mangelte 
es nicht. „So hieß es, die sterblichen 
Überreste seien in den 1820er-Jahren 
ausgegraben, nach England exportiert 
und dort zu Knochenmehl verarbeitet 
worden, bevor sie als Düngemittel auf 
den Feldern gelandet seien.“ Neues-
te Forschungsergebnisse zeigen nun, 
dass die Verwertung der Kriegstoten 
auf noch makabrere Weise geschah. 

Der Aufstieg der Zuckerindustrie in 
Belgien nach 1833 erforderte einen 
ganz besonderen Stoff: Knochenkohle. 
„Preis und Nachfrage nach Knochen 
explodierten förmlich, weil die Fabriken 
die Knochen zu Knochenkohle verarbei-
teten. Die wurde für die Filter benötigt, 
die zum Einsatz kamen, um den Zucker 
zu entfärben – nicht nur in Belgien, son-
dern auch in anderen Teilen Europas. 
Der Aufwand war gigantisch. Ein Politi-
ker jener Tage bezifferte den Knochen-
bedarf auf ein Drittel des produzierten 
Zuckers.“ Die Beschaffung von genü-
gend Nachschub war schwierig, wes-
halb alle Möglichkeiten ausgeschöpft 
wurden. In einem zeitgenössischen 
Zeitungsartikel heißt es, eine Gruppe 
von Industriellen habe die Erlaubnis er-
halten, das Schlachtfeld von Waterloo 
auszuheben, um die Gebeine der Gefal-
lenen für die Zuckerproduktion zu nut-

zen. Wenn es ums Geschäft geht, muss 
die Pietät eben zurückstehen. 

Jean Jaurès sagte zu der vor und in 
Kriegen angefachten bellizistischen 
Stimmung und den patriotischen Illusio-
nen auf allen Seiten: „Das Vaterland ge-
hört denen, die nichts anderes haben.“ 

Eine große Mehrheit der deutschen 
Bevölkerung hat, bei aller Empörung 
über den Aggressor, bei allem Mitge-
fühl und aller Hilfsbereitschaft für die 
Opfer, einen eher nüchternen Blick auf 
das Kriegsgeschehen in der Ukraine. 
Sie spricht sich für einen möglichst 
baldigen Waffenstillstand aus, mit an-
schließenden Verhandlungen über eine 
diplomatische Lösung des Konflikts, so 
schwierig diese auch immer sein mag. 
Zu hoffen ist, dass die Bewegung für 
Frieden an Stärke und Einfluss gewinnt 
– nicht nur in Deutschland.



Ein Jahr nach dem Sieg der Taliban 
in Afghanistan erschienen in der 
Presse Artikel, die die Ursachen 

des Debakels der westlichen Interven-
tionsstreitkräfte nicht mehr beschöni-
gen. So unter dem Titel „Der verlorene 
Krieg“ ein Beitrag von Peter Carstens 
in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
vom 13. August 2022. Sein bitteres Fa-
zit: „Nach zwei Jahrzehnten am Hindu-
kusch kannte der Westen weder seine 
Kriegsgegner noch seine afghanischen 
Verbündeten“. Wie konnte dies auch an-
ders sein, wenn von vornherein mit dem 
Geldkoffer gearbeitet wurde, um sich 
Bündnispartner und Vasallen unter den 
afghanischen Stammesfürsten und War-
lords des seit Jahrzehnten laufenden 
Bürgerkriegs  einzukaufen.

Der andere, noch gravierendere Irrtum: 
Dass es gelingen könnte, eine Moder-
nisierung nach westlichem Muster mit 
gewaltsamen Mitteln in diesem Land 
zu erzwingen. Als sich 1978 die kom-
munistische Partei Afghanistans, die 
vor allem in der städtischen Elite und 
im Militär verankert war, an die Macht 
geputscht hatte, führte die ZEIT ein 
Interview mit dem neuen Ministerpräsi-
denten Nur Muhammad Taraki. Auf die 
Frage, was seine Regierung zu unter-
nehmen gedenke, wenn sich die Mullahs 
auf dem Land dagegen wehren würden, 
dass für Mädchen eine Schulbildung 
eingeführt werden soll, antwortete er: 
„Dann muss eben Blut fließen“. Da war 
eigentlich schon klar, dass es so kaum 
etwas werden konnte mit dem sozialen 
Fortschritt in Afghanistan.  

Das Blutvergießen begann und ging wei-
ter, mit der Assistenz äußerer Mächte. 
Zunächst scheiterte die Sowjetunion bei 
dem Versuch, ihren Bündnispartnern in 
Kabul den Machterhalt in der Auseinan-
dersetzung mit widerstrebenden Kräften 
zu sichern. Der  US-Oberstratege Brze-
zinski freute sich darüber, dass sie in die 
Falle gegangen war und nun ihr „Vietnam“ 
erlebte. Aber die USA und ihre Verbünde-
ten wurden nicht schlauer daraus und 
handelten nicht klüger. Im „Krieg gegen 

den Terror“ nach dem 11. September 
2001 war Afghanistan das erste Ziel. Viel 
Kenntnis über das Land und eine konsis-
tente Strategie, wie mit ihm umgegangen 
werden sollte, gab es nicht.

Der kolonialistische Blick der westli-
chen Interventen war quasi auf das 
Bakschisch als universelles Schmier-
mittel fixiert. So blühten der Opportu-
nismus und die Korruption in Afgha-
nistan wie die Mohnpflanzen auf den 
Feldern. Dazu kamen dann Luftangriffe 
von US-Kampfflugzeugen auf friedli-
che Hochzeitsgesellschaften, die aus 
der Höhe mit Ansammlungen von Tali-
ban-Kämpfern verwechselt wurden. Und 
Kriegsverbrechen anderer Art, wie man 
von Afghan:innen im bundesrepublikani-
schen Exil hören kann. Sie werden nie 
einen Richter finden. Nur die Bundes-
wehr habe sich da nichts vorzuwerfen 
– sieht man einmal von Oberst Klein ab.

Zum Schluss kulminierten die Fehlein-
schätzungen. Auch den westlichen Ge-
heimdiensten entging, dass die afgha- 
nische Armee und die Regierung in 
Kabul keineswegs bereit waren, gegen 
die Taliban weiterzukämpfen, nachdem 
feststand, dass die Truppen der USA 
und ihrer Verbündeten sich zurückzie-
hen würden. Die Generäle und führen-
den Politiker Afghanistans hatten längst 
im Ausland ihr Schäfchen ins Trockene 
gebracht. Peter Carstens resümierte in 
seinem  Artikel:

„Die Korruption in der Armee war lange 
bekannt, unternommen wurde dagegen 
wenig. Das viele Geld, das der Westen 
in Afghanistan seit 2002 investiert hat, 
sei ‘nicht immer da angekommen, wo 
es ankommen sollte’, so der Diplomat 
Markus Potzel (bisher Sonderbeauf-
tragter der Bundesregierung für Afgha-    
nistan und Pakistan – R.D.) überaus di-
plomatisch... Allein Amerika hatte 850 
Milliarden Dollar für den Militäreinsatz 
ausgegeben und weitere 145 Milliarden 
für den zivilen Aufbau. Auf dem Höhe-
punkt der Auseinandersetzungen in den 
Jahren 2010/2011 steckte Washington 
jährlich um die 100 Milliarden Dollar in 

den Krieg. Und auch Deutschland gab 
insgesamt etwa 20 Milliarden Euro aus, 
den Großteil davon für das Militär und 
seine Helfer, die Ortskräfte. Diplomat 
Potzel meint: ‘Da hatten sich die afgha- 
nischen Eliten sehr gut eingerichtet und 
wir letzten Endes auch. Das war so eine 
Art Stillhalteabkommen.’ So blieb Afgha- 
nistan eines der korruptesten Länder 
der Erde und eines der größten Dro-
genanbaugebiete der Welt.“

Die vorgebrachte Begründung für den 
militärischen Einsatz in Afghanistan, es 
gehe darum, den Terror zu bekämpfen, 
Entwicklung zu ermöglichen, Brunnen 
zu bohren und Schulen zu bauen, ent-
hüllt sich im Licht dieser Zahlen als 
schönfärberische Behauptung. Profi-
tiert haben in erster Linie die westli-
che Rüstungsindustrie und einige Ex-
portunternehmen, in zweiter Linie die 
korrupten afghanischen Politiker und 
Warlords, erst in dritter Linie Angehö-
rige einer dünnen Mittelschicht in den 
afghanischen Städten sowie Frauen 
und Mädchen, die zur Schule und Uni-
versität gehen und Berufe ergreifen 
konnten, die ihnen vorher verschlossen 
waren. Besonders Letztgenannte sind 
nach dem Sieg der Taliban gefährdet 
und müssen um Leib und Leben fürch-
ten, wenn sie in irgendeiner Form mit 
den westlichen Interventen zusammen-
gearbeitet haben.

Die Armut und Verelendung im Land, die 
vorher schon endemisch war, wächst 
nun von Tag zu Tag. Dazu tragen ver-
schärfte Sanktionen und das bisherige 
Einfrieren des afghanischen Staatsver-
mögens durch die USA bei.

Es ist ein Skandal, dass es keine grund-
sätzliche Debatte über den Afghanistan- 
einsatz gegeben hat und wohl auch ge-
ben wird, in der geklärt werden könnte, 
welche Alternativen möglich gewesen 
wären und wieviel Sinnvolleres mit dem 
vielen aufgewandten Geld für eine nicht 
bevormundende Förderung der Zivilge-
sellschaft und für Projekte der Entwick-
lungshilfe in Afghanistan hätte getan 
werden können. Auch der Artikel von 
Peter Carstens enthielt dazu keinerlei 
Hinweise. Er beschränkte sich darauf, 
die schlechte Performance der Bun-
desregierung im Fall Afghanistan und 
die fehlende Ehrung der Veteranen des 
Afghanistankrieges zu kritisieren. Aber 
etwas anderes wäre ja von der FAZ auch 
nicht zu erwarten.

Verlorener Krieg
von Reiner Diederich



Zwei Jahre hatte die Financial Action 
Task Force (FATF) die Bekämpfung 
von Geldwäsche und Terrorismus-

finanzierung in Deutschland geprüft. 
Das Ergebnis fiel ernüchternd aus: In 
einem umfangreichen Bericht vom Au-
gust 2022 stellt das wichtigste inter-
nationale Gremium gegen Geldwäsche 
fest, dass es trotz einzelner Fortschritte 
auch große Defizite beim Aufspüren und 
der Verfolgung vieler Fälle gibt. Schon 
vor Veröffentlichung der Studie ging 
deshalb Bundesfinanzminister Lindner 
in die Offensive und propagierte einen 
„Paradigmenwechsel“ beim Kampf ge-
gen Finanzkriminalität. Vor allem soll 
laut „Eckpunktepapier“ des Ministeriums 
vom 23. August eine neue zentrale Bun-
desbehörde aufgebaut werden, um die 
bislang zersplitterten Kompetenzen zu 
bündeln – noch sind rund 300 Aufsichts-
behörden, vom Bund bis in die Kommu-
nen, mit der Ermittlungsarbeit gegen die 
Finanzkriminalität betraut.

Laut FATF hätte es vor allem Erfolge bei 
den kleinen Fällen gegeben, Vollzugsbe-
darf dagegen beim Aufspüren der gro-
ßen, international verzweigten Finanzkri-
minalität. Einen von mehreren Strängen 
der neuen Oberbehörde soll deshalb ein 
neues Bundesfinanzkriminalamt bilden, 
„das gezielt komplexe Fälle von illega-
len Finanzflüssen aufklärt, sich auf den 
‘follow-the-money’-Ansatz fokussiert und 
bei der Sanktionsdurchsetzung den Hut 
aufhat“, wie es im Eckpunktepapier heißt.

Der Vorstoß des FDP-Ministers stieß 
überwiegend auf positive Resonanz. Der 
rechtspolitische Sprecher der oppositio-
nellen Union, Günter Krings, bezeichnete 
die Vorschläge als „richtig und überfäl-
lig“. Zustimmung kam ebenfalls von den 
Grünen: Marcel Emmerich, Obmann im 
Innenausschuss, hält allerdings auch die 
Einrichtung eines Immobilienregisters 
für nötig, da viele Kriminelle mit ihrem 
„schmutzigen Geld“ Häuser, Wohnungen 
oder auch Grundstücke bar und ohne 
Nachweis bezahlen würden und deshalb 
nicht nur eine Bundesbehörde erforder-
lich sei. Ähnlich argumentierte der Bun-
destagsabgeordnete der Linken, Pascal 

Meiser, der eine Pflicht zur Offenlegung 
der tatsächlichen Eigentümer von Immo-
bilien und Unternehmensanteilen sowie 
der Herkunft größerer Vermögen fordert 
(vgl. Stern vom 23. August 2022).

Der SPD-Bundestagsabgeordnete und 
ehemalige Vorsitzende des Bundes 
deutscher Kriminalbeamter, Sebastian 
Fiedler, begrüßte den politischen Vorstoß 
zwar generell, zeigte sich aber skeptisch 
gegenüber der Einrichtung einer weite-
ren zusätzlichen Behörde. Er forderte, 
die bereits bestehenden polizeilichen 
Teile des Zolls besser zu organisieren. 
Entscheidend seien eine gute organisato-
rische Einbindung der neuen Behörde in 
die deutsche Sicherheitsarchitektur und 
zusätzliche Befugnisse, um verdächtiges 
Vermögen aufzuspüren und zu konfis-
zieren (vgl. junge Welt vom 26. August 
2022 und Handelsblatt Online vom 23. 
August 2022).

Frank Buckenhofer, bei der Gewerkschaft 
der Polizei für den Zoll zuständig, fand 
es zwar gut, dass sich die Regierungsko-
alition verstärkt für die Bekämpfung der 
Geldwäsche interessiert. Er zeigte sich 
aber skeptisch gegenüber der Einrich-
tung eines Bundesfinanzkriminalamtes, 
das zunächst „nur eine sperrige Worthül-
se“ sei. Die Behörde könnte ihren Zweck 
verfehlen, sollte sie sich nur durch einen 
zentralen Charakter auszeichnen. „Ne-
ben einer koordinierenden Zentralstel-
le“, so Buckenhofer, „brauchen wir auch 
Fahnder vor Ort, quasi an der Front, die 
mit ausreichenden polizeilichen Kompe-
tenzen ausgestattet werden.“ So wie es 
bei der Guardia di Finanza in Italien der 
Fall sei. Buckenhofer sprach sich auch 
für eine Darlegungspflicht aus: Besitzer 
großer Vermögen sollten im Zweifelsfall 
erklären können, woher diese stammten. 
Doch genau davor scheine das FDP-ge-
führte Finanzministerium zurückzuschre-
cken. Diese Art der Beweislastumkehr 
sei offensichtlich nicht vorgesehen (vgl. 
Wirtschaftswoche Online vom 24. Au-
gust 2022).

Gerhard Schick von der Bürgerbewegung 
Finanzwende begrüßte die Pläne Lindners 
für eine stärker zentralisierte Geldwä-

scheaufsicht, hielt sie jedoch auch nicht 
für weitreichend genug. Schwere Steuer-
kriminalität à la Cum-Ex würde offensicht-
lich ausgeklammert. Zudem müssten den 
Behörden auch die richtigen Werkzeuge 
in die Hand gegeben werden. Er plädierte 
für mehr Möglichkeiten bei der Abschöp-
fung von Vermögenswerten. In Zukunft 
sollte der Grundsatz gelten, dass diese 
beschlagnahmt werden, wenn deren wirt-
schaftlich Berechtigte nicht transparent 
gemacht werden könnten (rp-online.de 
vom 23. August 2022).

Für Christoph Trautvetter vom Netzwerk 
Steuergerechtigkeit kann eine neue Be-
hörde durchaus ein Beitrag zur Lösung 
des Problems darstellen. Bislang ermit-
tele das Bundeskriminalamt im Fall einer 
der Geldwäsche vorausgehenden Straf-
tat und würde so nur „die kleinen Fische“ 
fangen. Es reiche aber nicht, den Dro-
gendealer zu verfolgen, nicht aber den 
Anwalt, den Notar oder den Mitarbeiter 
einer Bank, der das Geld wasche. Das 
Finanzministerium habe richtig erkannt, 
dass es einen Paradigmenwechsel ge-
ben müsse – es sei vom verdächtigen 
Geldfluss ausgehend zu ermitteln, damit 
die professionellen Geldwäscher, die or-
ganisiert Kriminalität betrieben, von den 
Behörden nicht unerkannt bleiben (vgl. 
junge Welt vom 1. September 2022).

Im Interview mit der jungen Welt antwor-
tete Trautvetter auf die Frage, woher 
plötzlich der Wille der Bundesregierung 
komme, Finanzkriminalität zu verfolgen, 
die sonst Unternehmen willfährig Geld 
hinterherwerfen würde:

„Der politische Wille, den Schattenfinanz-
markt auszutrocknen, ist erst vorhanden, 
seit die Financial Action Taskforce droht, 
Deutschland vom internationalen Finanz-
markt abzukoppeln. Die bisherige Untä-
tigkeit ist auch darauf zurückzuführen, 
dass das Geld im Fall von Geldwäsche 
meist nicht dem deutschen Staat direkt 
entgeht, sondern oft aus Straftaten aus 
anderen Ländern stammt. Man sagt ein-
fach: Geld stinkt nicht; die dahinterste-
hende Kriminalität ist nicht unser Prob-
lem! Ich bin aber optimistisch, dass der 
Druck etwas bewirkt.“

Neues zum Kampf gegen Geldwäsche
von Joachim Maiworm



Laut Bertelsmann-Stiftung empfinden 
fast drei Viertel der Menschen in 
Deutschland die sozialen Unterschie-

de als ungerecht, noch mehr zweifeln an 
der gerechten Verteilung der wirtschaft-
lichen Gewinne im Land (vgl. Süddeut-
sche Zeitung vom 9. September 2022). 
Zudem ergab eine im Auftrag der Rosa-  
Luxemburg-Stiftung gemachte repräsen-
tative Umfrage, dass ein Energiepreisde-
ckel und eine Übergewinnsteuer derzeit 
hohe Zustimmungswerte erzielen – über 
alle Parteipräferenzen hinweg. Etwa 72 
Prozent der Befragten hierzulande befür-
worten eine stärkere Besteuerung von 
Unternehmen, die von der Marktentwick-
lung in der gegenwärtigen Krise stark 
profitieren und satte Gewinne einfahren.

Eine Übergewinnsteuer scheint in weiten 
Teilen der Bevölkerung in gleichem Maße 
populär zu sein, wie die moralische Empö-
rung über die „Krisen- und Kriegsgewinn-
ler“ spürbar ist. Wohl auch um möglichen 
„Wutprotesten“ ein wenig den Wind aus 
den Segeln zu nehmen, kündigte deshalb 
die Bundesregierung Anfang September 
im dritten Entlastungspaket eine Reihe 
von Maßnahmen an. So will sie hohe 
Krisengewinne von Energieunternehmen 
abschöpfen, um mit den Einnahmen eine 
Begrenzung der Strompreise, das heißt 
einen günstigen „Basistarif“ für Privat-
haushalte sowie kleine und mittelständi-
sche Unternehmen finanzieren zu können.

Damit liegt die Ampelkoalition auf einer 
Linie mit der EU-Kommission, die be-
reits im März den Mitgliedsstaaten eine 
Leitlinie an die Hand gegeben hatte, wie 
sie solche „Zufallsgewinne“ abschöpfen 
und die Erlöse umverteilen könnte. Am 
7. September schlug sie erneut vor, 
die Gewinne von Unternehmen ab einer 
gewissen Grenze mit einer Abgabe zu 
belegen. Die Initiativen von EU und Bun-
desregierung zielen dabei auf die Produ-
zenten von Wind-, Sonnen- , aber auch 
Atomstrom, denen zurzeit Traumrenditen 
beschert werden, da der Strompreis an 

den teuersten Energieträger Gas gekop-
pelt ist, ohne dass für sie die Kosten 
gestiegen wären. Nicht mehr im Fokus 
der Diskussion stehen dagegen die gro-
ßen internationalen Energiekonzerne, die 
ihre Geschäfte mit fossilen Brennstoffen 
machen und wegen der drastisch gestie-
genen Gas- und Ölpreise ebenfalls hohe 
Gewinne verzeichnen können. Die Idee, 
auch von ihnen einen „Solidaritätsbei-
trag“ in Form einer Steuer einzufordern, 
ist bislang am Widerstand von Finanzmi-
nister Christian Lindner und der FDP ge-
scheitert.  

Politisch kontroverse Initiativen dieser Art 
erscheinen einem ökonomischen Laien 
kompliziert und unübersichtlich. Sie wer-
den zusätzlich seit vielen Wochen von ei-
ner nicht minder vielseitigen öffentlichen 
Debatte begleitet – bei der die Frage 
nach der rechtlichen Machbarkeit der Ab-
schöpfung von „ungerechten“ Gewinnen 
überprüft, markttheoretische sowie ver-
teilungspolitische Überlegungen ange-
stellt und nicht zuletzt moralische Bewer-
tungen vorgenommen werden. Fundierte 
Antworten dazu bietet eine im Sommer 
2022 veröffentlichte Studie vom „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“, nach der in 
Deutschland bei Einführung einer Über-
gewinnsteuer für Unternehmen der Gas-, 
Öl- und Strombranche Einnahmen in Höhe 
von 30 bis 100 Milliarden Euro pro Jahr 
möglich sind. Dem Zweifel, ob die Politik 
die Mittel dazu hat, die  Abschöpfung der 
Übergewinne rechtssicher umzusetzen, 
entgegnet die Studie mit Verweis auf Ver-
öffentlichungen des Wissenschaftlichen 
Dienstes des Bundestag, der eine solche 
Maßnahme für juristisch umsetzbar hält.

Auch dem besonders in der wirtschafts-
liberalen Presse vorgebrachten Vor-
wurf, eine Übergewinnsteuer würde die 
marktwirtschaftliche Ordnung und das 
Vertrauen in das Steuersystem gefähr-
den, parieren die Autoren der Studie: 
„Das Argument ist vor allem eine ideo-
logische Verteidigung des Status Quo. 

In Zeiten eines Wirtschaftskrieges ist die 
Übergewinnsteuer möglicherweise so-
gar nötig, um das Vertrauen der Bürger 
in das Steuersystem und das politische 
System aufrecht zu erhalten.“ (Seite 18) 
Der Journalist und Jurist Heribert Prantl 
hält eine Abschöpfung der Krisengewin-
ne ebenfalls für verfassungskonform, 
ihre Nichtabschöpfung dagegen für „ob-
szön“ (Süddeutsche Zeitung vom 3./4.
September 2022).

Einer seiner Kollegen von der Süddeut-
schen Zeitung, Nikolaus Pieper, hält 
dagegen die Absicht der Regierung, zwi-
schen guten und schlechten Gewinnen 
unterscheiden zu wollen, für „anmaßend“ 
(Süddeutsche Zeitung vom 6. Septem-
ber 2022). Damit assistiert er Clemens 
Fuest vom Institut für Wirtschaftsfor-
schung (Ifo), der den Befürwortern einer 
Übergewinnsteuer entgegenhält, es sei 
nicht sinnvoll, Sondersteuern zu erhe-
ben, da die Meinungen darüber, welche 
Geschäfte moralisch mehr oder weniger 
wertvoll seien, voneinander abwichen. 
Das aktuelle Gerechtigkeitsempfinden 
oder die besonderen Interessen einzel-
ner Politiker, Parteien oder öffentliche 
Stimmungen dürften für die Besteuerung 
nicht maßgeblich sein. Nur die Gleichbe-
handlung aller Steuerzahler schütze vor 
ungerechter Belastung und Willkür (vgl. 
Handelsblatt vom 9. Juni 2022).

Die gesamte FDP-Riege sperrt sich ge-
gen die Übergewinnsteuer. Im ZDF-Talk 
„Markus Lanz“ beharrte das Mitglied des 
Bundesvorstands der Partei, Marie-Ag-
nes Strack-Zimmermann, darauf, dass 
es in Krisen immer Unternehmen geben 
werde, die plötzlich viel verdienten. Es 
gebe schlicht keinen Übergewinn, so 
die Wirtschaftsliberale, sondern nur ei-
nen Gewinn. Damit zeigt sie Kante und 
kontert der allgemeinen Stimmungslage 
im Lande – und wundert sich nicht ganz 
zu Unrecht über die kritischen Stimmen, 
denn sie bekennt sich lediglich zu einer 
Grundregel des kapitalistischen Markt-
systems. Denn wer Marktgewinne von 
Unternehmen, die zu wirtschaftlichen 
Nachteilen oder Notsituationen bei ande-
ren Marktteilnehmern führen – ob Firmen 
oder Einzelpersonen – als unmoralisch 
oder ungerecht bewertet, muss zwin-
gend das dem Missstand zugrundelie-
gende ökonomische System abschaffen 
wollen. Das System beruht schließlich 
auf Mechanismen, die Ungleichheiten 
voraussetzen und zugleich permanent 
erzeugen.

Gute und 
schlechte Gewinne? 

Übergewinnsteuer und die Frage der Moral

von Joachim Maiworm



„Das wird ganz besonders deutlich im 
Zusammenhang mit der so genannten 
Globalisierung“, so der Jurist Thomas 
Fischer im Rechtsmagazin Legal Tribune 
Online, „weil aufgrund der gravierenden 
Ungleichzeitigkeiten der Entwicklungen 
sich Gewinne erzielen lassen, die inner-
halb entwickelter nationaler oder be-
schränkter Märkte nicht möglich wären. 
Karl Marx würde sagen: Der ‘Surplus-Pro-
fi t’ ist das Alpha und das Omega des ra-
tional handelnden Kapitalisten.“ 

Fazit: Um dessen wirtschaftliches Han-
deln mit seinen unsozialen Folgen zumin-
dest einzuschränken, sollte vor allem auf 
Instrumente zurückgegriffen werden, die 
verfassungsgemäß sind und für die die 
schwierige Unterscheidung von „schlech-
ten übermäßigen“ und „guten normalen“ 
Gewinnen überfl üssig ist. 

Nichts spricht gegen die Einführung von 
Übergewinnsteuern, wie sie andere Län-
der bereits eingeführt oder beschlossen 
haben. Die weitgehend fehlende gesell-
schaftliche Legitimation von sogenann-
ten Krisengewinnen sollte aber genutzt 
werden, Forderungen und Überlegungen 
aufzugreifen, die über die aktuelle De-
batte hinausgehen. Dazu gehört es zum 
Beispiel, die Preissetzungsmacht mono-
polistisch auftretender Energiekonzerne 
in den Fokus zu nehmen, das Steuersys-
tem mit Blick auf die extremen sozialen 
Ungleichheiten umfassend zu überprüfen 
(inklusive der wirtschaftskriminellen Ma-
chenschaften) und die historisch immer 
wieder auffl ammende Diskussion über 
die Demokratisierung der Wirtschaft zu 
fördern. 

Quellen:
Mario Candeias/Eva Völpel/Uwe Witt: 
„Mehrheit für Energiepreisdeckel und 
Übergewinnsteuer. Ergebnisse einer 
repräsentativen Befragung“. Hrsg. von der 
Rosa-Luxemburg- Stiftung, September 2022

Thomas Fischer: „Sollte der Staat ‘Über’- und 
‘Zufallsgewinne’ abschöpfen?“, LTO - Legal 
Tribune Online, 5. September 2022

Christoph Trautvetter/David Kern-Fehrenbach: 
„Kriegsgewinne besteuern: Ein Beitrag zur 
Debatte um Übergewinnsteuern“. Studie des 
Netzwerk Steuergerechtigkeit im Auftrag der 
Rosa-Luxemburg-Sriftung, Berlin, August 2022 

Literaturtipp:

Christoph Trautvetter/Yannick Schwarz: 
Jahrbuch Steuergerechtigkeit 2021. 
Hrsg. vom Netzwerk Steuergerechtigkeit, 
Berlin, August 2021

In einem Artikel in der Septemberaus-
gabe der Blätter für deutsche und inter-

nationale Politik betont Gerhard Schick 
von der Bürgerbewegung Finanzwende 
mit Nachdruck die Notwendigkeit einer 
„sozialökologischen Transformation“, 
um der Klimakrise begegnen zu können.

Er stützt sich auf zwei Thesen: Zum ei-
nen sei das Geld für die notwendigen 
Investitionen da, zum anderen fehle 
bisher ein radikales Schrumpfungs- und 
Umbauprogramm für den Finanzsektor. 
Statt die erforderlichen klimafreundli-
chen Investitionen vorzunehmen, lenke 
der Finanzsektor das Kapital zu häufi g 
in klimaschädliche Bereiche oder in die 
Taschen reicher Vermögender. Dabei 
wären die meisten großen Unternehmen 
in der Lage, die im Kampf gegen den 
Klimawandel erforderlichen Investitio-
nen aus ihren Gewinnen zu decken. Das 
aber geschehe nicht, weil der Sinn und 
Zweck von Unternehmen in den vergan-
genen Jahren zunehmend auf die Befrie-
digung von kurzfristigen Aktionärsinter-
essen reduziert worden sei.

Mit dem heutigen Finanzsektor könne 
die sozialökologische Transformation 
nicht gelingen. Der Finanzsektor sei 
zu groß und beschäftige sich zu sehr 
mit sich selbst. Über 70 Prozent seiner 
Aktivitäten gingen nicht auf die Kredit-
vergabe an die Haushalte und die Real-
wirtschaft zurück. Viele Finanzgeschäf-
te fänden ausschließlich innerhalb des 
Finanzsektors statt. Dessen Wachstum 
habe sich in großen Teilen von der re-
alen Wirtschaft abgekoppelt. Zugleich 
orientierten sich Unternehmen der Re-
alwirtschaft immer stärker an kurzfris-
tigen Finanzkennzahlen statt an lang-
fristigen Geschäftsmodellen. Dringend 
benötigte Investitionen in neue klima-
neutrale Technologien stellten deshalb 
oftmals ein wirtschaftlich hohes Risiko 
dar, da sie kurzfristig keinen Profi t ab-
werfen würden.

„Sie sind daher in der fi nanzialisierten 
Logik noch schwieriger zu rechtferti-
gen – mehr noch: Etliche große Banken 
haben ihre Investitionen in fossile Ener-
gien seit dem Pariser Klimaabkommen 

sogar noch ausgeweitet. Finanzakteure 
befeuern derzeit also die Klimakrise, 
zumal die Investitionen von heute die 
Wirtschaft der nächsten Jahre prägen.“ 

Aber auch die Rolle der Finanzakteure 
bei der „Umgehung von Regeln“ stehe 
einer Transformation entgegen:

„Die ist alles andere als eine Petitesse: 
Große Teile der Finanzmarktaktivitäten 
dienen der legalen Steuervermeidung 
sowie der kriminellen Steuerhinterzie-
hung und Geldwäsche. Das Geschäfts-
modell heutiger Großbanken ist ohne 
den Bezug zur organisierten Kriminali-
tät kaum denkbar, sind sie doch in den 
Schattenfi nanzzentren dieser Welt prä-
sent, in denen Kriminelle ihr Geld über 
Briefkastenfi rmen legalisieren können. 
(…) Stattdessen muss der Finanzsektor 
geschrumpft und wieder auf die Real-
wirtschaft ausgerichtet werden. Das 
würde auch dazu beitragen, die schädli-
che Umverteilung von unten nach oben 
zu bremsen und kriminelle Machen-
schaften zu bändigen. Nur so kann der 
Finanzsektor zur überfälligen Transfor-
mation beitragen, statt selbst ständiger 
Krisenherd zu sein.“

Quelle:

Gerhard Schick: „Finanzmarkt schrumpfen, 
Klima retten“, Blätter für deutsche und 
internationale Politik, 9/2022, Seite 29-32

Der Finanzmarkt 
muss schrumpfen
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